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Die Mitte.

Extremismus

Bundesinnenminister Friedrich und Bundesfamilienministerin Schröder haben in dieser Woche mit

Vertretern gesellschaftlicher Organisationen sowie Kirchen und Religionsgemeinschaften ein ent-

schlossenes Zeichen gegen Rechtsextremismus gesetzt. Neben sicherheitspolitischen Maß nah men

soll bürgerschaftliches Engagement im Kampf gegen den Rechtsextremismus gestärkt wer den.

� Die CDU-geführte Bundesregierung fördert die bürgerschaftliche Verantwortung. Dazu werden die

po litische Bildungsarbeit, Stiftungen, Vereine, Verbände und die Bundesprogramme zur Stärkung

von Demokratie und Toleranz finanziell unterstützt. Mit der gezielten Förderung des Engagements

von Bürgern wird der gesellschaftliche Zusammenhalt gerade in solchen Regionen gestärkt, die durch

wirtschaftliche und gesellschaftliche Umbrüche vor großen Herausforderungen stehen.

� Auch die Städte und Gemeinden wird die CDU-geführte Bundesregierung bei der Bekämpfung des

Rechts  extremismus weiterhin effektiv unterstützen. Um die hierbei gewonnenen Erfahrungen und

Kom  petenzen besser zu bündeln und für möglichst viele nutzbar zu machen, soll zudem ein bun des -

wei  tes Informations- und Kompetenzzentrum entstehen. 

� Die CDU sieht in einer aktiven und verantwortungsbewussten Bürgergesellschaft einen zentralen

Ga ranten gegen Extremismus und Intoleranz. Gefordert ist vorausschauendes Handeln und Prä ven -

tions arbeit. Ziel ist es, dem erheblichen Zuwachs des neonazistischen Spektrums, insbesondere bei

den „Autonomen Nationalisten“, und dem damit verbundenen Anstieg der Gewaltbereitschaft wirk-

sam zu begegnen.

Die CDU tritt gemeinsam mit allen Demokraten gegen Extremismus und jede Form der Ge fähr dung

unserer demokratischen Grundwerte ein. Bei uns ist kein Raum für Extremismus, An ti se mi tis mus

und Fremdenfeindlichkeit.

Gemeinsam gegen
 Rechtsextremismus


